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■
An der Peripherie Europas wer -

den Flüchtlinge rabiat behandelt,

Flüchtlingsrecht und Menschenrechte

nicht selten mit Füßen getreten – so

schrecklich, so bekannt. Die an uns in

den letzten Monaten herangetragenen

Aussagen1 von nach Deutschland ge-

flüchteten Flüchtlingen, die über Bulga-

rien in die EU einreisten, weisen auf ei-

ne weitere Eskalation der Unmenschlich-

keit hin: Bulgarische Grenzbeamte sollen

Schutzsuchende in grenznahen Haftzen-

tren und Gefängnissen unter erniedri-

genden Bedingungen einsperren und

massiv misshandeln. Außerhalb der Haft

ist Obdachlosigkeit von Flüchtlingen weit

verbreitet, viele werden Opfer von einem

gewalttätigen Rassismus. Die Verweige-

rung von Schutz und Menschenwürde

zieht sich wie ein roter Faden durch die

Berichte der Betroffenen – und das, ob-

wohl nicht wenige von ihnen formell

 einen Schutzstatus erhalten hatten. 

BRUTAL UND ERNIEDRIGEND

Einige Flüchtlinge erzählen übereinstim-

mend: Von den Schleusern zurückge -

lassen irrten die Flüchtlinge in den Wäl-

dern im bulgarischen Grenzgebiet um-

her. Nach Stunden oder Tagen, in denen

sie unter Hunger, Durst und Kälte lit-

ten, wurden sie von Grenzbeamten oder

Soldaten aufgegriffen. Bereits bei der

Festnahme käme es zu Schlägen, Tritten

und  Bedrohungen durch Schusswaffen.

Gewaltsam würden die Schutzsuchen-

den in Haftzentren verbracht, in denen

menschenrechtswidrige Bedingungen

herrschten. 

Der irakische Flüchtling R. gelangte 

2012 nach Bulgarien. 2014, inzwischen

nach Deutschland weitergeflüchtet, be-

richtet er über brutale und erniedrigen-

de  Behandlung durch Polizisten: Er sei

gezwungen worden, sich auszuziehen, 

sei gefesselt, geschlagen, getreten, be-

spuckt, angeschrien und nackt in eine

Zelle gesperrt worden. Im Duschraum

des Gefängnisses Bosmansi hätten ihn

fünf Beamte gewaltsam ausgezogen,

dann sei er mit einem Schlagstock verge-

waltigt worden. Schwere innere Verlet-

zungen seien die Folge gewesen. Seit

dieser Zeit leide R. unter Angstzustän-

den.

»Bei allem Respekt. Man soll nicht

meinen, dass in Bulgarien so etwas

wie Menschenrechte existieren

würden … Warum bin ich mehr als

sechs Monate, ohne Anklage, ohne

 Urteil inhaftiert, gefoltert und

misshandelt worden? Warum?« 

R., irakischer Flüchtling 1 PRO ASYL liegen die vollständigen Akten der  Einzelfälle vor. Die Namen wurden zum Schutz 

der Personen anonymisiert. 

PRO ASYL liegen dramatische

 Einzelfallberichte vor: Flüchtlinge, 

die über Bulgarien in die EU  

gelangt sind, leiden dort unter

 Hunger,  berichten von Rassismus 

und schwersten Misshandlungen,

 sprechen selbst von Folter.

Barbarisches Asyl
FLÜCHTLINGSSCHUTZ GIBT ES IN BULGARIEN 

NUR AUF DEM PAPIER
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A., Flüchtling aus Syrien, wurde 2013 

im bulgarischen Grenzgebiet und im Ge-

fängnis Lyubimetz inhaftiert. Auch er be-

richtet von schweren Misshandlungen,

Inhaftierung ohne Kleidung und Schlä-

gen bis zur Bewusstlosigkeit. Flüchtlinge

erhielten kaum etwas zu essen, oft wür-

de ihnen der Zugang zur Toilette verwei-

gert. 

»NIEMAND HALF UNS«

Viele Flüchtlinge erhalten nach der Ent-

lassung aus Lagern oder Haft sogar einen

Schutzstatus, auch R. und A. Damit ist ih-

nen aber nicht geholfen: Obdachlosig-

keit von Flüchtlingen ist in Bulgarien weit

verbreitet, Integrationsmaßnahmen feh-

len faktisch, rassistische Übergriffe sind

an der Tagesordnung. Sie reichen von

verbalen Angriffen und Erniedrigungen

über Diskriminierung bis zu physischen

Übergriffen. Herr A. beschreibt, wie er

zum wiederholten Mal Ziel einer Attacke

wurde: 

»Als ich mich einmal am hell -

lichten Tag mit einem anderen

Flüchtling auf der Straße befand,

kam eine Gruppe von etwa zehn

Bulgaren auf uns zu und schlug

auf uns ein. Wir  lagen beide

 blutend am Boden und sie traten

nach. Die Passanten guckten 

nur zu. Sie durchsuchten unsere

Taschen und nahmen mit, was 

sie finden konnten. Ich hatte ein

Handy und 100 Euro. Sie haben 

es mir  entwendet. Niemand half

uns.«

Ein im Februar 2015 veröffentlichter Be-

richt von Amnesty International doku-

mentiert eine erhebliche gegen Min -

derheiten gerichtete Gewalt in Bulgarien

und klagt die fehlende strafrechtliche

Verfolgung entsprechender Vergehen an. 

FLUCHTWEG BULGARIEN

2013 wurde Bulgarien im Zuge der  syri -

schen Flüchtlingskrise und aufgrund der

Aufrüstung der türkisch-griechi schen

Grenze für immer mehr Menschen zum

Zufluchtsland. Die Zahl der Asylanträ-

ge vervielfachte sich von 1.500 im Jahr

2012 auf 7.100 im Jahr 2013 (Eurostat).

Die bulgarische Regierung reagierte mit

dem sogenannten »Eindämmungsplan«:

Rund 1.500 zusätzliche Grenzbeamte

wurden entlang der Grenze stationiert,

ein bisher 30 Kilometer langer Zaun

 errichtet und die Präsenz von Frontex

 erhöht. Zu Beginn des Jahres 2014 war 

zunächst eine deutliche Abnahme an

Schutzgesuchen festzustellen, bis Jahres-

ende stieg ihre Zahl aber mit über 11.000

noch deutlich über den Vorjahreswert.

Die Abschottungspolitik Bulgariens führt

zu etlichen völkerrechtswidrigen Zurück-

weisungen – sogenannten Push Backs –

durch bulgarische Grenzbeamte, so

 Bordermonitoring Bulgaria 2014 sowie

 Human Rights Watch 2014. Am 12. und

13. März 2015 berichtete die lokale Pres-

se von Todesfällen im Zusammenhang

mit einer Push-Back-Operation. Dabei

sollen 17 jezidische Flüchtlinge aus dem

Irak unter massiver Gewaltanwendung

von bulgarischen Grenzbeamten in die

Tür-kei zurückgeschoben worden sein.

Zwei Flüchtlinge seien ersten Zeugenbe-

richten zufolge im Grenzgebiet erfroren

– einem von ihnen sei zuvor von der bul-

garischen Grenzpolizei ein Bein gebro-

chen worden.2

AUFNEHMEN STATT 
ABSCHIEBEN!

Ob anerkannt oder nicht: Flüchtlingen,

die aus Bulgarien in ein anderes europäi-

sches Land weitergeflohen sind, droht

die Abschiebung. Im Jahr 2014 wandten

sich mehr als 20 europäische Staaten 

an Bulgarien mit der Bitte um Rücküber-

stellung von insgesamt fast 7.000 Men-

schen (Novinite, 6. Januar 2015), 4.400

davon aus Deutschland. Tatsächlich wur-

den jedoch nur 14 Abschiebungen aus

Deutschland im Jahr 2014 vorgenom-

men. Viele Gerichte verhinderten die

Überstellung nach Bulgarien, gestützt

auf einen Bericht des UNHCR vom April

2014. Oft lief die Überstellungsfrist ab, in

einigen Fällen konnte eine Abschiebung

durch Kirchenasyl verhindert werden.

Aus der Sicht von PRO ASYL ist klar: Es

dürfen überhaupt keine Abschiebungen

nach Bulgarien vollzogen werden, die

Schutzbedürftigen müssen hier aufge-

nommen werden. Die bulgarische Regie-

rung muss die Folter- und Misshand-

lungsvorwürfe aufklären und menschen-

rechtswidrige Praktiken unverzüglich

un terbinden. Weder in Berlin noch in

Brüssel dürfen die Augen weiter ver-

schlossen werden: In Bulgarien gibt es

keinen Schutz für Flüchtlinge. ◆

2 http://world.bgnnews.com/yazidis-fleeing-isil-beaten-by-bulgarian-police-freeze-to-death-haberi/4231 

Erniedrigende und unmenschliche Behandlung von Flücht -

lingen – bis hin zur Folter – dies zeigt anhand zahlreicher

Berichte von Betroffenen die von PRO ASYL im April 2015

herausgegebene Doku mentation »Erniedrigt, misshan-

delt, schutzlos: Flüchtlinge in Bulgarien«. Doch trotz Ge-

walt und Not: Über 4.000 Flüchtlingen droht die Abschie-

bung aus Deutschland nach Bulgarien. PRO ASYL fordert

von Deutschland und der EU,  Abschiebungen nach Bulga-

rien einzustellen und betroffenen Schutzsuchenden  einen

sicheren Aufenthalt zu gewähren.

■ Die Dokumentation mit den Forderungen umfasst  

52 Seiten und kann für 2,00 Euro bei PRO ASYL bestellt

werden oder  kostenlos unter www.proasyl.de

herunterge laden werden.


